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// Im Blickpunkth
Das sog. „AGG-Archiv“ der Anwaltskanzlei Gleiss Lutz, in dem Arbeitnehmer aufgelistet werden, die sich nur auf eine

diskriminierende Stellenanzeige bewerben, um eine Entsch�digung zu erhalten, ist laut baden-w�rttembergischen Innen-

ministerium (Schreiben vom 9.7.2008) in der bisher betriebenen Form mangels hinreichender Wahrscheinlichkeit von

AGG-Hopping datenschutzrechtlich unzul�ssig. Das Betreiben einer anders konzipierten Warndatei ist aber nicht generell

ausgeschlossen. M�ckl stellt in seinem Beitrag erfolgreiche Taktiken im AGG-Diskriminierungsprozess dar und gibt auch

entsprechende Klagemuster an die Hand.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
vonDr. PaulMelot Beaure-

gard, LL.M., RA/FAArbR,

Partner bei McDermott

Will & Emery, M�nchen

StillstandbeimEBR

Europ�ische Betriebsr�te (EBR) nehmen in der

Wahrnehmung des betrieblichen Alltags nicht

unbedingt eine zentrale Rolle ein. Es gibt sie

seit 1994, dochnichteinmal dieH�lfte aller da-

f�r in Frage kommendenUnternehmen haben

sie. Die aktuelle Europ�ische Kommission

hatte es sich daher auf die Fahnen geschrie-

ben, ihre Zahl zu erh�hen und ihre Rechte zu

st�rken.

Das bereits seit 2004 laufende Revisionsver-

fahren f�r die EBR-Richtlinie 94/45/EG stockt

derzeit allerdings mal wieder. Nach sage und

schreibe drei Anl�ufen zur Anh�rung der euro-

p�ischen Sozialpartner ohne fassbare Ergeb-

nisse hat die Kommission am 2.7.2008 einen

eigenen Vorschlag f�r eine Reform der Richt-

linie ver�ffentlicht. Gleichzeitig ist damit das

Revisionsverfahren erst einmal zum Stillstand

gekommen, denn es ist nicht anzunehmen,

dass jemand noch vor der n�chsten Wahl zum

Europ�ischen Parlament im Juni 2009 dieses

heißeEisenanfasst.

Doch wie diese Wahl auch ausgehen wird: Si-

cher ist nicht nur, dass das Verfahren wieder

aufgenommen werden wird, sondern auch,

dass dann dieser Vorschlag den Ausgangs-

punkt f�r weitere �berlegungenundVerhand-

lungen bildet. Es lohnt sich daher, die einzel-

nen Ideen der Kommission unter die Lupe zu

nehmen und ihre m�glichen Auswirkungen

auf die betriebliche Praxis bereits heute zu un-

tersuchen. Ein Kernpunkt ist etwadie Konkreti-

sierung des Unterrichtungs- und Anh�rungs-

rechts. Dadurch sollen existierende EBR ermu-

tigt werden, ihre Kompetenzen weiter auszu-

sch�pfen. Wie der Weg dieser Vorschl�ge zur

Gesetzeskraft f�hren soll, bleibt angesichts der

verh�rteten Fronten zwischen Arbeitgebern

und Gewerkschaften jedoch �ußerst span-

nend.

Dazu demn�chst auch ein �bersichtsaufsatz

von Beauregard

Entscheidungen
BAG: Anspruch auf Durchf�hrung einer

Gef�hrdungsbeurteilung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

12.8.2008 – 9 AZR 1117/06 – wie folgt: Der Ar-

beitgeber hat nach § 5 Abs. 1 ArbSchG durch

eine Beurteilung der f�r die Besch�ftigten mit ih-

rer Arbeit verbundenen Gef�hrdung zu ermitteln,

welche Maßnahmen des Arbeitsschutzes erfor-

derlich sind. Nach § 618 Abs. 1 S. 1 BGB hat der

Dienstberechtigte R�ume, Vorrichtungen oder

Ger�tschaften so einzurichten und zu unterhal-

ten und Dienstleistungen so zu regeln, dass der

Dienstverpflichtete gegen Gefahr f�r Leben und

Gesundheit soweit gesch�tzt ist, als die Natur

der Dienstleistung es gestattet.
(PMBAGvom12.8.2008)

BAG: Notwendiger Inhalt von Zeugnissen

Der Kl�ger war von Februar 1993 bis M�rz 2003

als Redakteur bei der von der Beklagten heraus-

gegebenen Tageszeitung t�tig. Mit Datum vom

31.3.2003 erteilte die Beklagte dem Kl�ger ein

qualifiziertes Zeugnis. Der Kl�ger machte u. a.

geltend, im erteilten Zeugnis fehle die Hervorhe-

bung seiner Belastbarkeit in Stresssituationen.

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

12.8.2008 – 9 AZR 632/07 –, dass das Zeugnis

nach § 109 Abs. 2 GewO klar und verst�ndlich

formuliert sein muss (Grundsatz der Zeugnisklar-

heit). Deshalb darf das Zeugnis keine Formulie-

rungen enthalten, die eine andere als die aus der

�ußeren Form oder aus dem Wortlaut ersichtli-

che Aussage �ber den Arbeitnehmer treffen.

Weiterhin muss das erteilte Zeugnis Leistung

und Sozialverhalten des Arbeitnehmers bei wohl-

wollender Beurteilung zutreffend wiedergeben

(Grundsatz der Zeugniswahrheit). Der weitere

notwendige Zeugnisinhalt bestimmt sich nach

dem Zeugnisbrauch. Dieser kann nach Branchen

und Berufsgruppen unterschiedlich sein. L�sst

ein erteiltes Zeugnis hiernach �bliche Formulie-

rungen ohne sachliche Rechtfertigung aus, hat

der Arbeitnehmer Anspruch auf Erg�nzung. Die

Auslassung eines bestimmten Inhalts, der von ei-

nem einstellenden Arbeitgeber in einem Zeugnis

erwartet wird, kann ein unzul�ssiges Geheimzei-

chen sein. Nach Zur�ckweisung an das LAG hat

dieses zu pr�fen, ob die Hervorhebung der Be-

lastbarkeit �blich ist.
(PM BAG vom 12.8.2008)

BAG: Tarifliche K�ndigungsfristen f�r

Kleinbetriebe

Das BAG entschied in seinemUrteil vom23.4.2008

– 2 AZR 21/07 – wie folgt: Nach § 622 Abs. 4 S. 1

BGB sind tarifvertragliche Regelungen zul�ssig,

die f�r Kleinbetriebe einheitliche K�ndigungs-

fristen und K�ndigungstermine ohne Staffelung

nachBetriebszugeh�rigkeit undAlter vorsehen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1841-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Belehrungspflicht bei

Rechtsbeschwerde

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

15.4.2008 – 3 AZB 31/08 – wie folgt: Eine Rechts-

mittelbelehrung, ein Rechtsmittel sei nicht gege-

ben, sagt von vornherein nichts dar�ber aus, ob

der Rechtsbehelf der Nichtzulassungsbeschwer-

de statthaft ist. Insoweit besteht keine Beleh-

rungspflicht. Die Geb�hr im Rechtsbeschwerde-

verfahren entf�llt nicht deshalb, weil das LAG

zwar einerseits die Rechtsbeschwerde nicht zu-

gelassen, andererseits aber entgegen § 9 Abs. 5

ArbGG keine Rechtsmittelbelehrung dahinge-

hend erteilt hat, dass ein Rechtsmittel nicht ge-

geben ist.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1841-2

unterwww.betriebs-berater.de
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